
137 

                    Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Düsseldorf 

 
 

Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 
 

208. Jahrgang Düsseldorf, den 30. April 2026  Nummer 18 

 
I N H A L T S V E R Z E I C H N I S 

     
B.    Verordnungen, Verfügungen und 

Bekanntmachungen der Bezirksregierung  

 

 

 

 

 
C.  Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen 

anderer Behörden und Dienststellen  
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B.   Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen der 

Bezirksregierung 
 
 

 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen Hamminkeln, Hünxe und 
Voerde im Bereich der kommunalen 
Geschwindigkeitsüberwachung 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
31.01.01-WES-GkG-89 
 

Düsseldorf, den 20. April 2026 
 

Hiermit mache ich gemäß § 24 Abs. 3 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.10.1979 (GV.NRW.S.621/SGV.NRW. 202), in  

 
 
der zur Zeit geltenden Fassung, die nachstehende 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung der Städte Ham-
minkeln und Voerde sowie der Gemeinde Hünxe im 
Bereich der kommunalen Geschwindigkeitsüber-
wachung bekannt. 
 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
Hamminkeln, Hünxe und Voerde im Bereich der 
kommunalen Geschwindigkeitsüberwachung 
 
Ihr Bericht vom 27.03.2026 

 
Genehmigung 

 
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Hamminkeln, der Gemeinde Hünxe und 
der Stadt Voerde über die interkommunale Zusam-
menarbeit bei der Geschwindigkeitsüberwachung 
wird hiermit aufsichtsbehördlich genehmigt. 
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Rechtsgrundlage hierfür ist § 24 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 29 Abs. 4 Satz 2 Ziffer 1 b) des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 
(GV. NRW. S.621 /SGV.NRW.202) in der zurzeit 
gültigen Fassung. 
 
Gemäß § 24 Abs. 4 GkG NRW wird die Vereinba-
rung am Tage nach der Bekanntmachung im Veröf-
fentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde wirksam. 
 
Hinweis: 
Die Veröffentlichung der Vereinbarung wie auch 
meiner Genehmigung im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Düsseldorf werde ich veranlassen. Das 
Amtsblatt kann unter dem Link 
https://www.brd.nrw.de/Services/Amtsblaetter auf-
gerufen werden. Auf § 24 Abs. 3 S. 2 GkG weise 
ich hin. 
 
Im Auftrag 
gez. Johannes Teitscheid 
 

-siehe Beilage zu Ziffer 94- 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 137 

 
 

 Änderung der Satzung des Sparkas-
senzweckverbands für den Kreis 
Wesel und die Städte Moers, Neu-
kirchen-Vluyn und Rheinberg gem. 
§ 20 Abs. 2 GkG NRW 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
31.01.01-SparkassenZV-162 
 

Düsseldorf, den 20. April 2026 
 

Hiermit mache ich gemäß § 20 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 11 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 
(GV.NRW.S.621), in der zurzeit geltenden Fas-
sung, die von der Verbandsversammlung des Spar-
kassenzweckverbands für den Kreis Wesel und die 
Städte Moers, Neukirchen-Vluyn und Rheinberg 
beschlossene Änderung der Verbandssatzung vom 
29.09.2025 bekannt. 
 
Im Auftrag 
Thomas Hermans 
 

-siehe Beilage zu Ziffer 95- 
 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S. 138 

 
 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung gemäß § 10 
LZG NRW 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
26.24.01 AWS 1518100-0 
 

Düsseldorf, den 16. April 2026 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG 
NRW) wird bekannt gegeben, dass ein Schreiben 
für: 
 
Herrn [aufgrund DSGVO gelöscht] 
zuletzt wohnhaft in: [aufgrund DSGVO gelöscht] 
 
im Zimmer 3039 des Dienstgebäudes der Bezirks-
regierung Düsseldorf, Am Bonneshof 35 in 40474 
Düsseldorf, dem Empfänger oder seinen Bevoll-
mächtigten während der Dienststunden zur Einsicht 
ausliegt. 
 
Das Dokument wird durch diese öffentliche            
Bekanntmachung zugestellt. Hierdurch können 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Schreiben gilt mit dem Tage als zugestellt, an 
dem seit dem Tage des Veröffentlichens zwei  
Wochen verstrichen sind. 
 
gez. Johanna Fries 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S.138 

 
 

 Bestellung eines betriebsangehöri-
gen Vertreters (m/w/d) - MH6 (Fa-
bian Schrader) 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
34.02.02.02-MH6 
 

Düsseldorf, den 22. April 2026 
 

Mit Wirkung zum 27.04.2026 wurde Herr Fabian 
Schrader zum betriebsangehörigen Vertreter für die 
Ausführung der Feuerstättenschau nach § 14 Absatz 
1 SchfHwG und die dabei anfallenden Tätigkeiten 
nach § 14 Absatz 2 Satz 1 und 2 SchfHwG für den 
Kehrbezirk Mülheim 6 bestellt. 
 
Im Auftrag 
gez. Susanne Wincek 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S.138 

 
 
 
 
 

https://www.brd.nrw.de/Services/Amtsblaetter
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 Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 
BImSchG zum Genehmigungsver-
fahren der Firma Wwe. Theodor 
Hövelmann GmbH & Co. KG in 
Rees 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
53.04-9998309-0001-G4-0050/22 
 

Düsseldorf, den 22. April 2026 
 
Antrag der Firma Wwe. Theodor Hövelmann 
GmbH & Co. KGnach §§ 4, 6 Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) auf Erteilung einer 
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 
einer Lagerung, Be- und Entladen von Stoffen 
und Gemischen auf dem Werksgelände an der 
Reeser Straße 22 in 46459 Rees im Wesentlichen 
durch Errichtung und Betrieb einer Anlage zur 
Lagerung, Be- und Entladen von Stoffen und 
Gemischen. 
 
Auf der Grundlage von § 10 Abs. 3 BImSchG in 
Verbindung mit den §§ 8 und 9 der Neunten Ver-
ordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (9. BImSchV) wird Folgendes 
bekannt gemacht: 
 
Die Firma Wwe. Theodor Hövelmann GmbH & Co. 
KG, Reeser Straße 22, 46459 Rees, hat bei der Be-
zirksregierung Düsseldorf als zuständiger Geneh-
migungsbehörde gemäß §§ 4 Abs. 1, 6 BImSchG 
einen Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für 
die beabsichtigte Errichtung und den Betrieb einer 
Lagerung, Be- und Entladen von Stoffen und Gemi-
schen am Standort in 46459 Rees, Reeser Straße 22 
(Gemarkung Empel, Flur 5, Flurstück 9, 113) ge-
stellt. Gegenstand des vorliegenden Antrags sind im 
Wesentlichen folgende Maßnahmen: 
 Lagerung, Be- und Entladen und Umschlagen 

von festen, flüssigen und gasförmigen Stoffen 
und Gemischen gemäß §§ 4 und 6 Bun-
desimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in 
Verbindung mit Nr. 9.3.1 (G) und 9.3.2 (V) des 
Anhangs 1 in Verbindung mit Nr. 29 und 30 
des Anhangs 2. 

Mit den Antragsunterlagen wurden der Bezirksre-
gierung Düsseldorf u. a. die folgenden entschei-
dungserheblichen Berichte und Empfehlungen vor-
gelegt: 
 Stellungnahmen der beteiligten Fachstellen 

und -behörden (§ 11 der 9. BImSchV) 
Sofern die Genehmigung erteilt wird, beabsichtigt 
die Antragstellerin, den Antragsgegenstand nach 
Vollziehbarkeit der Genehmigung zu verwirklichen 
und die Anlage in Betrieb zu nehmen. 
 
Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmi-
gung gemäß §§ 4, 6 BImSchG in Verbindung mit 
Nr. 9.3.1 des Anhangs I der Vierten Verordnung zur 

Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (4. BImSchV).  
 
Das Vorhaben ist darüber hinaus der Nummer 9.3.2 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) zuzuordnen. Im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens wird für das Vorha-
ben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
durchgeführt. Die von der Antragstellerin hierzu ge-
machten Angaben nach Anlage 2 UVPG sind Teil 
der Antragsunterlagen. 
 
Der Antrag auf Genehmigung nach §§ 4 Abs. 1 
BImSchG sowie die zugehörigen Unterlagen, die 
das Vorhaben, seinen Anlass, die von dem Vorha-
ben betroffenen Grundstücke und Anlagen sowie 
seine Auswirkungen erkennen lassen, liegen gemäß 
§ 10 Abs. 3 BImSchG in der Zeit vom 04.05.2026 
bis einschließlich 03.06.2026 (außer an Samstagen, 
Sonntagen und an Feiertagen) an folgenden Stellen 
und zu folgenden Zeiten zur Einsicht aus: 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, Zimmer 034,  
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 
Öffnungszeiten: 
montags bis donnerstags  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
und   13.00 Uhr bis 16.00 Uhr  
freitags    08.00 Uhr bis 14.00 Uhr 
 
und 
 
Stadtarchiv Rees, Hermann-Terlinden-Weg 1, 
46459 Rees 
Öffnungszeiten: 
Montag bis Donnerstag         08.00 bis 12:00 Uhr 
und            14.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag            08.00 bis 12.00 Uhr  
 
Eine Einsichtnahme außerhalb der oben genannten 
Zeiten ist nach Absprache möglich unter den fol-
genden Rufnummern bei der Bezirksregierung Düs-
seldorf unter 0211 475 2422 und bei der Stadt Rees 
unter 02851 51480. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG und § 12 der 9. BIm-
SchV können etwaige Einwendungen gegen das 
Vorhaben schriftlich oder elektronisch bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf oder bei der Stadt 
Rees innerhalb der Einwendungsfrist vom 
04.05.2026 bis einschließlich 18.06.2026 vorge-
bracht werden. Die Einwendungen müssen       
neben dem Namen auch die volle leserliche      
Anschrift der einwendenden Person enthalten. Mit 
Ablauf der vorgenannten Einwendungsfrist sind im 
Verwaltungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für ein sich an-
schließendes Gerichtsverfahren. Einwendungen, 
die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen, sind vor den ordentlichen Gerichten geltend zu 
machen (§ 10 Abs. 3 BImSchG). 
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Anstelle einer schriftlichen Einwendung können    
innerhalb dieser Einwendungsfrist Einwendungen 
auch elektronisch als einfache E-Mail unter Angabe 
des vollständigen Namens und der Adresse sowie 
des Aktenzeichens an die E-Mail-Adresse post-
stelle@brd.nrw.de mit dem Betreff „Dezernat 53 – 
Einwendung“ erhoben werden. Dies bedeutet, dass 
eine E-Mail ohne Unterschrift bereits der erforder-
lichen Form genügt. 
 
Verschlüsselte E-Mails sowie mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur (QES) versehene Doku-
mente senden Sie bitte an post-
stelle@brd.sec.nrw.de. Informieren Sie sich in die-
sem Fall bitte auf unserer Homepage über das wei-
tere Vorgehen https://www.brd.nrw.de/the-
men/schule-bildung/qualitaetsanalyse/organisati-
onsstruktur/zugangseroeffnung-fuer-die-0.  
 
Die Einwendungen müssen erkennen lassen, wieso 
das Vorhaben für unzulässig gehalten wird und in 
welcher Weise die Genehmigungsbehörde be-
stimmte Belange in ihre Prüfung einbeziehen soll. 
Dabei soll das als gefährdet angesehene Rechtsgut 
(z. B. Leib, Leben und Gesundheit oder Eigentum) 
nach Möglichkeit bezeichnet werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Einwendungen), werden die 
Unterzeichnenden von derjenigen Person vertreten, 
die darin mit Namen und Anschrift als Vertretung 
bezeichnet ist, soweit diese nicht von ihnen als be-
vollmächtigte Person bestellt worden ist. Die Ver-
tretung kann nur durch eine natürliche Person erfol-
gen. Gleichförmige Einwendungen, die die oben 
genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder 
mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten 
oder bei denen die Vertretung nicht durch eine na-
türliche Person erfolgt, können unberücksichtigt 
bleiben. 
 
Die Einwendungen werden nach § 12 Abs. 2 der 9. 
BImSchV der Antragstellerin sowie den beteiligten 
Behörden, soweit deren Aufgabenbereich von den 
Einwendungen berührt ist, bekanntgegeben. Auf 
Verlangen der einwendenden Person werden jedoch 
deren Namen und Anschrift vor der Bekanntgabe 
unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur 
ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens erforderlich sind. 
 
Die Genehmigungsbehörde entscheidet gemäß § 10 
Abs. 6 BImSchG im Rahmen ihres Ermessens über 
die Durchführung eines Erörterungstermins. 
 
Von der Durchführung eines Erörterungstermins 
wird nach § 16 Abs. 1 der 9. BImSchV abgesehen, 
wenn 
1. Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder 

nicht rechtzeitig erhoben worden sind, 

2. die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu-
rückgenommen worden sind, 

3. ausschließlich Einwendungen erhoben worden 
sind, die auf besonderen privatrechtlichen  
Titeln beruhen oder 

4. die erhobenen Einwendungen nach der Ein-
schätzung der Behörde keiner Erörterung be-
dürfen. 
 

Der Wegfall des Erörterungstermins nach den 
Nummern 1 bis 3 tritt von Rechts wegen ein. Die 
Entscheidung, den Erörterungstermin aus dem unter 
Nr. 4 genannten Grund nicht durchzuführen, trifft 
die Genehmigungsbehörde im Rahmen einer Er-
messensentscheidung nach § 10 Abs. 6 BImSchG 
und § 12 Abs. 1 Satz 3 der 9. BImSchV. Sollte ein 
Erörterungstermin aus dem letztgenannten Grund 
nicht durchgeführt werden, wird dies und die inso-
weit ggf. erforderliche Ermessensentscheidung öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Sofern die Genehmigungsbehörde einen Erörte-
rungstermin durchführt, wird der Beginn der Erör-
terung der Einwendungen bestimmt auf den 
02.07.2026, Uhrzeit 10:00 Uhr. Die Erörterung 
findet in der Gaststätte Meyboom, Reeser Str. 46, 
46459 Rees statt. Zum Erörterungstermin wird nicht 
gesondert eingeladen. Die Erörterung der Einwen-
dungen ist öffentlich (§ 18 Abs. 1 S. 1 der 9. BIm-
SchV).  
 
Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an 
dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen werden, 
so wird sie unterbrochen und am nächsten und/oder 
den folgenden Tagen weitergeführt. Der Termin für 
die Weiterführung der Erörterung wird jeweils bei 
Unterbrechung der Erörterung an dem Tag, an dem 
diese nicht abgeschlossen werden kann, den Teil-
nehmenden mitgeteilt. Eine weitere besondere Be-
kanntmachung erfolgt nicht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht 
erhobenen Einwendungen auch bei Fernbleiben der 
Antragstellerin oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert werden. Durch Ein-
sichtnahme in die Antragsunterlagen und Teil-
nahme am Erörterungstermin entstehende Kosten 
können nicht erstattet werden. 
 
Die Zustellung der Entscheidung an die Personen, 
die Einwendungen erhoben haben, kann durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Hinweis zum Datenschutz 
Ich weise darauf hin, dass die mir von Ihnen mitge-
teilten personenbezogenen Daten sowie sonstige 
überlassene Informationen ausschließlich zur Prü-
fung und Bearbeitung Ihrer Anfrage bzw. Ihres An-
liegens verwendet werden. Eine Weitergabe Ihrer 
Daten erfolgt innerhalb der Bezirksregierung Düs-
seldorf nur im notwendigen Umfang. Sie erfolgt zu-
dem nur an die betroffenen Fachbereiche und auch 

mailto:poststelle@brd.nrw.de
mailto:poststelle@brd.nrw.de
https://www.brd.nrw.de/themen/schule-bildung/qualitaetsanalyse/organisationsstruktur/zugangseroeffnung-fuer-die-0
https://www.brd.nrw.de/themen/schule-bildung/qualitaetsanalyse/organisationsstruktur/zugangseroeffnung-fuer-die-0
https://www.brd.nrw.de/themen/schule-bildung/qualitaetsanalyse/organisationsstruktur/zugangseroeffnung-fuer-die-0
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nur, soweit dies für die Sachverhaltsaufklärung er-
forderlich ist. Außerhalb der Bezirksregierung Düs-
seldorf werden Ihre Daten nur im Rahmen einer 
möglicherweise notwendigen Kommunikation mit 
weiteren im Verfahren eingebundenen Behörden 
weitergegeben. Die Datenverarbeitung erfolgt unter 
Berücksichtigung der Vorgaben der Art. 5 bis 11 
DSGVO (Datenschutzgrundverordnung). Weiter-
gehende Informationen, insbesondere zu Ihren 
Rechten als betroffene Person finden Sie hier: 
https://www.brd.nrw.de/datenschutzbestimmun-
gen.  
 
Sie können diese Informationen auf Anfrage auch 
schriftlich oder mündlich erläutert bekommen. Sie 
haben auch die Möglichkeit, sich an die mit dem 
Datenschutz beauftragte Person der Bezirksregie-
rung Düsseldorf zu wenden. Diese unterliegt gem. 
§ 31 Abs. 2 DSG NRW (Datenschutzgesetz NRW) 
i.V.m. Art. 38 Abs. 5 DSGVO einer Schweige-
pflicht. 
 
Im Auftrag 
gez. Mike Wölbing 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S.139 

 
 

C. Rechtsvorschriften und                  
Bekanntmachungen anderer Behörden 

und Dienststellen 
 
 

 Bekanntmachung der Anträge der 
RAG AG  

 
Bezirksregierung Arnsberg 

Abteilung 6 Bergbau und Energie für NRW 
 
Geschäftszeichen: 60.90.05-043/2024-001  
Dortmund, den 07. April 2026 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 
Anträge der RAG AG vom 24.04.2024 sowie   
Änderungsanträge der RAG AG vom 15.08.2025 
auf 
 Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis 

für das Heben von Grubenwasser an der 
Zentralen Wasserhaltung Robert Müser in 
Bochum und Einleitung in den Harpener 
Teich (60.90.05-048/2024-001) 

 Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
für das Heben von Grubenwasser an der 
Zentralen Wasserhaltung Friedlicher Nach-
bar in Bochum und Einleitung über das be-
stehende Gerinne in die Ruhr (60.90.05-
039/2024-002) 

 Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
für das Heben von Grubenwasser an der 

Zentralen Wasserhaltung Heinrich in Essen 
(Ruhr) und Einleitung in die Ruhr (60.90.05-
043/2024-001) 

in Verbindung mit einer gemeinsamen Umwelt-
verträglichkeitsprüfung 
 
In den Verfahren der RAG AG zu den o. a. Anträ-
gen sind mehrere Einwendungen und Stellungnah-
men erhoben worden, die es zu erörtern gilt. Sie 
werden hiermit gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. 
V. m. § 73 Abs. 6 Satz 3 Verwaltungsverfahrensge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG 
NRW) darüber benachrichtigt, dass diese Erörte-
rung entsprechend § 27 c Abs. 1 Nr. 1 VwVfG 
NRW in Form einer Onlinekonsultation durchge-
führt wird.  
 
Gemäß § 27 b Abs. 1 VwVfG NRW werden den zur 
Teilnahme Berechtigten die sonst im Erörterungs-
termin oder der mündlichen Verhandlung zu behan-
delnden Informationen zugänglich gemacht. Ihnen 
ist innerhalb einer vorher bekannt zu machenden 
Frist Gelegenheit zu geben, sich schriftlich oder 
elektronisch dazu zu äußern. 
 
Kurzbeschreibung des Vorhabens 
Die RAG AG (Im Welterbe 10, 45141 Essen) hat 
am 15.08.2025 jeweils einen Änderungsantrag zu 
den Anträgen vom 24.04.2024 für den Weiterbe-
trieb der oben genannten drei Zentralen Wasserhal-
tungen auf Erteilung einer Erlaubnis nach §§ 8 Abs. 
1 und 9 Abs. 1 Nr. 4 und 5 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) mit gemeinsamem UVP-Bericht nach Maß-
gabe der §§ 10 Abs. 4 und 16 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
gestellt.  
 
Betroffen von den Vorhaben sind die Stadt             
Bochum, die Stadt Duisburg, die Stadt Essen, die 
Stadt Hattingen, die Stadt Mülheim (Ruhr), die 
Stadt Oberhausen und die Stadt Witten. 
 
Die RAG AG betreibt seit über 50 Jahren die Zent-
ralen Wasserhaltungen Robert Müser, Friedlicher 
Nachbar und Heinrich im Gewässereinzugsgebiet 
der Ruhr. Bis zur endgültigen Einstellung der Ge-
winnung von Steinkohle im Ruhrrevier zum 
31.12.2018 hatten diese eine dienende Funktion für 
die Sicherheit des Gewinnungsbetriebs in den bis 
dahin aktiven Steinkohlenbergwerken. Mit der Be-
endigung der Gewinnung von Steinkohle ist dieser 
Zweck zwar entfallen, jedoch ist der Weiterbetrieb 
zum Schutze der Tagesoberfläche und zum Schutze 
der für die Trink- und Brauchwasserversorgung 
nutzbaren Grundwasserhorizonte als Teil der Ewig-
keitslasten des beendeten Steinkohlenbergbaus im 
Ruhrrevier dauerhaft erforderlich, um den Anstieg 
des Grubenwasserpegels in der aufgegebenen Stein-
kohlen-Lagerstätte auf ein unkritisches Maß zu be-
grenzen und dort zu halten. Dies geht einher mit ei-

https://www.brd.nrw.de/datenschutzbestimmungen
https://www.brd.nrw.de/datenschutzbestimmungen
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ner geänderten Betriebsweise durch teilweise Um-
stellung auf die Technik der Brunnenwasserhal-
tung. Mit den o. a. Änderungsanträgen stellt die 
RAG AG auf neuere Erkenntnisse über zu erwar-
tende Grubenwassermengen durch das Nieder-
schlagsgeschehen im Jahr 2024 für die zukünftige 
dauerhafte Aufgabe angepassten Weiterbetrieb der 
oben genannten drei Zentralen Wasserhaltungen ab. 
 
 Die RAG AG beantragt daher nunmehr das He-

ben von jährlich max. 20,4 Mio. m³ anstelle der 
bisher beantragten 18 Mio. m³ Grubenwasser 
am Standort der Zentralen Wasserhaltung 
Heinrich und Einleitung dieses Wassers in die 
Ruhr bei Fluss-km 40,69 auf dem Gebiet der 
Stadt Essen. Die bisher beantragten Kurzzeit-
werte in m³/s, m³/h und m³/d bleiben unverän-
dert.  

 Beantragt ist weiterhin nunmehr das Heben von 
jährlich max. 12,0 Mio. m³ anstelle der bisher 
beantragten 9,8 Mio. m³ Grubenwasser am 
Standort der Zentralen Wasserhaltung Robert 
Müser und Einleitung dieses Wassers in den 
Harpener Teich auf dem Gebiet der Stadt        
Bochum, von wo aus das Wasser über den Oel-
bach in die Ruhr fließt. Die bisher beantragten 
Kurzzeitwerte in m³/s, m³/h und m³/d bleiben 
unverändert. 

 Beantragt ist zudem nunmehr das Heben von 
jährlich max. 13,6 Mio. m³ anstelle der bisher 
beantragten 8,3 Mio. m³ Grubenwasser am 
Standort der Zentralen Wasserhaltung Friedli-
cher Nachbar und Einleitung dieses Wassers 
über ein bestehendes Gerinne in die Ruhr auf 
dem Gebiet der Stadt Bochum. Zugleich wer-
den hierbei die bisher beantragten Kurzzeit-
werte von bisher 0,5 m³/s auf 0,6 m³/s bzw. von 
1.800 m³/h auf 2160 m³/h erhöht, während der 
Kurzzeitwert in m³/d unverändert bleibt.  
 

Die nunmehr beantragten Jahreshebe- und Einleit-
mengen übersteigen zwar die aktuell befristet bis 
zum 31.03.2026 zugelassenen Höchstmengen. Sie 
liegen aber bei den Standorten Heinrich und Robert 
Müser unter den Mengen, die zu Zeiten des aktiven 
Steinkohlebergbaus zugelassen waren. Am Stand-
ort Friedlicher Nachbar liegt hingegen eine Über-
schreitung der zu Zeiten des aktiven Bergbaus zu-
gelassenen Höchstmenge von jährlich 13,14 Mio. 
m³ vor. Ursache hierfür sind Veränderungen des 
Zustands der untertägigen Fließwege, welche zum 
Anstieg der Zuflüsse innerhalb dieser Grubenwas-
serprovinz gegenüber den langjährigen Erfahrungs-
werten geführt haben. Die Anträge der RAG AG 
dienen der langfristigen - über den 31.03.2026 hin-
ausgehenden - Sicherung der Grubenwasserhal-
tung. 
 
Das für die drei Wasserhaltungsstandorte zugelas-
sene Grubenwasserannahmeniveau soll mit den An-
trägen vom 24.04.2024 der RAG AG nicht geändert 

werden. Auch der Umbau der Wasserhaltungsstan-
dorte zur Brunnenwasserhaltung, der durch berg-
rechtliche Betriebspläne zugelassen wurde und teil-
weise bereits umgesetzt wurde bzw. in der Umset-
zung befindlich ist, ist nicht Gegenstand der An-
träge der RAG AG. Eine Abweichung hiervon ist 
durch die Änderungsanträge nicht vorgesehen.  
 
Die Entnahme von Grundwasser (hier Grubenwas-
ser aus den stillgelegten Grubengebäuden der ehe-
maligen Bergwerke) sowie dessen Einleitung in 
Oberflächengewässer bedarf einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis nach §§ 8 Abs. 1 und 9 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Zuständig 
für das Verfahren ist gemäß § 19 Abs. 2 WHG die 
Bezirksregierung Arnsberg als Bergbehörde. 
 
Die RAG AG hat daher für den an die zukünftige 
dauerhafte Aufgabe angepassten Weiterbetrieb der 
oben genannten drei Zentralen Wasserhaltungen je-
weils einen Änderungsantrag zu den Anträgen vom 
24.04.2024 auf Erteilung einer Erlaubnis nach §§ 8 
Abs. 1 und 9 Abs. 1 Nr. 4 und 5 WHG gestellt. 
 
Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. Anlage 1 Nr. 13.3.1, 
Spalte 1 des UVPG ist eine Umweltverträglich-
keitsprüfung zwingend erforderlich, wenn die Ent-
nahme von Grundwasser ein Volumen von 10 Mio. 
m³ je Jahr erreicht oder überschreitet. Dies ist         
sowohl bei der Zentralen Wasserhaltung Heinrich, 
infolge der Änderungsanträge nunmehr auch bei 
den Zentralen Wasserhaltungen Friedlicher Nach-
bar   sowie Robert Müser, alleine, aber auch bei der      
gemeinsamen Betrachtung aller drei Standorte der 
Fall. 
 
Da die Einleitungen der drei Standorte gemeinsam 
auf das Gewässereinzugsgebiet der Ruhr einwirken, 
wurden diese als kumulierende Vorhaben gemäß     
§ 10 Abs. 4 UVPG in einem gemeinsamen Bericht 
zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens (UVP-Bericht) nach § 16 Abs. 1 UVPG 
betrachtet.  
 
Weitergehend ist für die geplante Erteilung der was-
serrechtlichen Erlaubnisse zur Entnahme und Ein-
leitung von Grundwasser (Grubenwasser) der drei 
Zentralen Wasserhaltungen eine FFH-Verträglich-
keitsprüfung nach § 34 Abs. 1 des Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz – BNatSchG) bzw. Art. 6 Abs. 3 FFH-
Richtlinie sowie eine artenschutzrechtliche Prüfung 
entsprechend §§ 44 und 45 BNatSchG durchzufüh-
ren.  
 
Soweit die durch die Änderungsanträge vom 
15.08.2025 geänderten beantragten Wassermengen 
zu einer gegenüber der Bewertung der Umweltver-
träglichkeit bzw. der FFH-Verträglichkeit in den 
Unterlagen zu den Anträgen vom 24.04.2024 geän-
derten Bewertung geführt haben, so werden diese 
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durch die mit den Änderungsanträgen vorgelegten 
ergänzenden Unterlagen dargelegt. 
 
Hiermit wird gemäß §§ 27 a Abs. 1, 27 c und 73 
Abs. 6 VwVfG NRW in Verbindung mit § 18 Abs. 
1 UVPG die Durchführung der Erörterung in Form 
einer Onlinekonsultation im Internet bekannt          
gemacht. 
 

Online-Konsultation 
vom Dienstag, 07.07.2026 bis einschließlich 

Montag, 20.07.2026 
 
Die Bezirksregierung Arnsberg führt im Rahmen 
der wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren für die o. 
a. Vorhaben gemäß §§ 27 c und 73 Abs. 6 Satz 2 bis 
4 VwVfG NRW in der jeweils derzeit gültigen Fas-
sung eine Onlinekonsultation anstelle eines Erörte-
rungstermins vom 07.07.2026 bis einschließlich 
zum 20.07.2026 durch. 
 
Im Rahmen der Onlinekonsultation werden der    
Antragstellerin, den Kommunen, den Behörden, 
den Betroffenen und denjenigen, die Einwendungen 
erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, 
die sonst im Erörterungstermin zu behandelnden In-
formationen über eine Internetseite passwortge-
schützt in pseudonymisierter Form zugänglich      
gemacht. Hierzu wurden alle fristgerecht eingegan-
genen Einwendungen und Stellungnahmen geprüft 
und in einer Synopse aufbereitet. 
 
Die Onlinekonsultation findet in dem Zeitraum 
von Dienstag, 07.07.2026 bis einschließlich Mon-
tag, 20.07.2026 statt.  
 
Die Teilnehmenden der Onlinekonsultation können 
sich bis zum Ablauf der Äußerungsfrist, Montag, 
20.07.2026, 23:59 Uhr,  
 schriftlich bei der Bezirksregierung Arnsberg, 

Abteilung 6 Bergbau und Energie für NRW, 
Dezernat 61, Goebenstraße 25, 44135 Dort-
mund oder  

 unter der E-Mail-Adresse Wasserwirtschaft-
UnterTage@bra.nrw.de oder 

 über die Webseite https://cristal.probser-
ver.de/ok-zwh  

äußern. 
 
Alle Teilnehmenden, die sich bereits geäußert ha-
ben, sowie auch die zur Teilnahme außerdem be-
rechtigten sonstigen Betroffenen, deren Belange 
durch das Vorhaben berührt werden, die sich bis-
lang jedoch noch nicht im Verfahren geäußert ha-
ben, müssen  
 bei der Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 

61, Goebenstraße 25, 44135 Dortmund schrift-
lich oder  

 per E-Mail unter der E-Mail-Adresse Wasser-
wirtschaft-UnterTage@bra.nrw.de oder 

 über die Webseite https://cristal.probser-
ver.de/ok-zwh 

 
den Zugang zur Onlinekonsultation beantragen. 
Für die Registrierung über die Webseite ist ein ak-
tives E-Mail-Konto erforderlich. 
 
Die Beantragung des Zugangs zur Online-Kon-
sultation ist in der Zeit von Dienstag, 30.06.2026 
bis Montag, 13.07.2026 möglich. 
 
Es wird auf Folgendes hingewiesen: 
1. In der Onlinekonsultation werden nur fristge-

recht erhobene Einwendungen und eingegan-
gene Stellungnahmen erörtert. 

2. Die Onlinekonsultation ist nicht öffentlich. Ein 
Recht zur Teilnahme haben neben den Vertre-
tern der beteiligten Behörden und der Antrag-
stellerin nur die Betroffenen sowie die Perso-
nen, deren Einwendungen eingegangen sind. 
Die Teilnahmeberechtigung ist daher entspre-
chend nachzuweisen (Vorlage des Personalaus-
weises und ggf. eines Grundbuchauszugs, Ver-
tretungsvollmacht, etc.). 

3. Teilnahmeberechtigt sind nachfolgend ge-
nannte Personen:  

o Einwenderinnen und Einwender (Personen, 
die schriftlich oder zur Niederschrift Einwen-
dungen erhoben haben), 

o Betroffene (Personen, deren Rechte oder Be-
lange von dem Vorhaben berührt werden), 

o Bevollmächtigte, Sachbeistände und gesetzli-
che Vertreterinnen und Vertreter der Teilnah-
meberechtigten, 

o Vertreterinnen und Vertreter der am Verfah-
ren beteiligten Träger öffentlicher Belange 
und anerkannten Vereinigungen, 

o Vertreterinnen und Vertreter der Vorhaben-
trägerin und deren Gutachter und Sachver-
ständige, 

o Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anhö-
rungsbehörde 
 

4. Die Teilnahme an der Onlinekonsultation er-
folgt durch Anmeldung. Dafür müssen unter 
Angabe von persönlichen Daten und digitaler 
Ablichtung der Rückseite des Personalauswei-
ses die Zugangsdaten zum Portal beantragt 
werden. Name und Adresse des Ausweisinha-
bers bzw. der Ausweisinhaberin müssen lesbar 
sein. Weitere Daten dürfen dabei unkenntlich 
gemacht sein. Gegebenenfalls müssen weitere 
Dokumente (z.B. Grundbuchauszug, Voll-
macht, etc.) zur Verifikation beigefügt werden. 
Dies ist vom 30.06.2026 bis zum 13.07.2026 
möglich. Die Daten werden geprüft. Dadurch 
kann es zu Verzögerungen von wenigen Tagen 
bis zur Übermittlung der Zugangsdaten kom-
men. 

5. Die Teilnahme an der Onlinekonsultation ist 
freiwillig. Die im Rahmen der Öffentlichkeits-

mailto:Wasserwirtschaft-UnterTage@bra.nrw.de
mailto:Wasserwirtschaft-UnterTage@bra.nrw.de
https://cristal.probserver.de/ok-zwh
https://cristal.probserver.de/ok-zwh
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beteiligung fristgerecht eingegangenen Ein-
wendungen werden auch dann im weiteren 
Verfahren berücksichtigt, wenn jemand nicht 
an der Online-Konsultation teilnimmt oder in 
deren Rahmen keine weitere Stellungnahme 
abgeben wird. 

6. Eine Wiederholung der bereits vorgebrachten 
Argumente in der Online-Konsultation ist nicht 
erforderlich. 

7. Mit der Möglichkeit zur erneuten Äußerung im 
Rahmen der Online-Konsultation wird keine 
neue, zusätzliche Einwendungsmöglichkeit er-
öffnet, d.h. über die bereits vorgebrachten Ar-
gumente hinaus können keine neuen Sachargu-
mente vorgebracht und im Verfahren berück-
sichtigt werden. 

8. Es wird darauf hingewiesen, dass das Verfah-
ren der Online-Konsultation mit Ablauf der ge-
nannten Frist zur Äußerung (20.07.2026) been-
det ist. 

9. Durch die Teilnahme an der Onlinekonsulta-
tion oder durch Vertreterbestellung entste-
hende Kosten werden nicht erstattet. 

10. Die mit der Zugangskontrolle erhobenen per-
sönlichen Daten werden zum Verfahrensvor-
gang genommen und archiviert. 
 

Datenschutz in der Bezirksregierung Arnsberg 
Seit Mai 2018 gelten die Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) und das Datenschutzgesetz NRW 
(DSG NRW).  Dadurch werden Dienstleister ver-
pflichtet – und damit auch die Bezirksregierung – 
zu verantwortungsvollem und transparentem Um-
gang mit personenbezogenen Daten. Weitere Infor-
mationen zu Ihren Rechten im Datenschutz finden 
Sie auf der Seite  
https://www.bra.nrw.de/system/files/me-
dia/document/file/informationen_zum_daten-
schutz_nach_art._13_datenschutz-grundverord-
nung_dsgvo.pdf  
 
Neben der ortsüblichen Bekanntmachung der On-
linekonsultation in den betroffenen Kommunen so-
wie in den Amtsblättern der Bezirksregierungen 
Düsseldorf und Arnsberg wird der Inhalt dieser    
Bekanntmachung auch auf folgender Internetseite     
der Bezirksregierung Arnsberg: 
https://www.bra.nrw.de/bekanntmachungen sowie 
auf der Website des zentralen Portals (Umweltver-
träglichkeitsprüfungen Nordrhein-Westfalen) 
https://uvp-verbund.de/nw im o. g. Zeitraum zu-
gänglich gemacht. 
 
Im Auftrag 
gez. Kugel 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S.141 
 
 

 

 
 

 Bekanntmachung der Wahl der 
Verbandsversammlung des Regio-
nalverbandes Ruhr 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Gültigkeit der Wahl der  
Verbandsversammlung 

des Regionalverbandes Ruhr vom  
14. September 2025 

 
Die Verbandsversammlung des Regionalverbandes 
Ruhr hat in ihrer Sitzung vom 20.03.2026 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 
Die Wahl der Verbandsversammlung des Regional-
verbandes Ruhr vom 14.09.2025 wird gemäß § 46 f 
i. V. m. § 40 Abs. 1 d Kommunalwahlgesetz für gül-
tig erklärt. 
 
Nach § 41 Absatz 1 des Kommunalwahlgesetzes 
kann gegen diesen Beschluss binnen eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Gelsenkirchen erhoben werden. Die Klage steht 
auch der Aufsichtsbehörde zu. Im Fall der Ungül-
tigkeitserklärung der Wahl durch die Vertretung 
steht auch einer Partei oder Wählergruppe, die kei-
nen Einspruch eingelegt hat, die Klagebefugnis zu. 
Ein Vorverfahren nach dem 8. Abschnitt der Ver-
waltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
 
Essen, 7. April 2026 
 
Der Wahlleiter 
 

 
Garrelt Duin 
Regionaldirektor 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2026 S.144 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  

Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – Cecilienallee 2 - 40474 Düsseldorf oder in elektronischer Form an 
amtsblatt@brd.nrw.de zu richten. 

 
Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich. 

 Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10:00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,60 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,60 € Versandkosten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen: 
zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 

Druck, Vertrieb, Bezug und Herausgeber:  
 

Bezirksregierung Düsseldorf 
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft unter Tel. 0211/475-2232 

E-Mail: amtsblatt@brd.nrw.de 
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